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Mainz, 19.09.2023 

Stellungnahme zum Entwurf der Neufassung der Landesverordnung zur Einrichtung einer Härtefall­

kommission nach§ 23 a AufenthG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns bei der Landesregierung für die Möglichkeit zu dem o.g. Entwurf Stellung zu nehmen. 
In der Anlage finden Sie im Einzelnen unsere Kritikpunkte. Voranstellen möchten wir unsere Grund­
satzüberlegungen. 

Ziel der Neufassung der Landesverordnung zur Einrichtung einer Härtefallkommission (HFK-VO) ist laut 
Begründung durch das Ministerium für Familie, Frauen, Kultur und Integration (MFFKI), die Härtefall­
kommission (HFK) in die „Lage zu versetzen, die steigende Zahl der Anträge in angemessener Zeit sach­

gerecht abarbeiten zu können". Dies steht jedoch im eklatanten Widerspruch zu dem am 31.08.2023 
veröffentlichten Bericht der HFK für die Jahre 2021 und 2022, welcher einen rapiden Rückgang der 
Zahl der eingereichten Anträge ausweist. Demnach sanken die eingereichten Anträge in 2021 um 20% 
und in 2022 nochmals um 59% jeweils gegenüber dem Vorjahr. Es ist zu erwarten, dass allein durch 
die geänderte Bundesgesetzgebung (Chancenaufenthaltsgesetz), die Anzahl der eingereichten Anträge 
nochmals deutlich sinken wird. 

Durch den Wegfall der zentralen Begründung des Ministeriums für eine Änderung der Verordnung 
steht für uns die Sinnhaftigkeit der neuen Verordnung in Frage. Aus unserer Sicht hat sich die bisherige 
Verordnung in der Praxis über viele Jahre bewährt. 

zusammenfassend stellen wir fest, dass das geplante neue Verfahren, welches sich durch das Inkraft­
treten der neuen Verordnung ergeben würde, der gesetzlich festgelegten Absicht einer Härtefallrege­
lung gern.§ 23 a AufenthG widerspricht. Zudem würde es den humanitären Charakter dieses Gremi­
ums stark einschränken. 
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Sollte die Landesregierung darauf bestehen, die Landesverordnung zur Einrichtung 

einer Härtefallkommission zu verändern, so bitten wir darum, die im Anhang aufgeführten 

Punkte zu berücksichtigen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Michael Engelhardt 

Amnesty International Deutschland e.V. 
Vorstandsbeauftragter für Flüchtlingsschutz Rheinland-Pfalz 

Wolfgang Schumacher 

Kirchenrat 

Beauftragter der Evangelischen Kirchen in Rheinland-Pfalz 

Pierrette Onangolo 

Geschäftsführerin Flüchtlingsrat RLP e.V. 

Albrecht Bähr 

Vorsitzender der LIGA Kommission Soziale Sicherung, Migration und Armutsbekämpfung 

Anlage 

Stellungnahme Erläuterungen 

2 




